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Berlin, 29. Juni. Die „Provinzial. Korre- 
ſpondenz“ bringt in ihrer neueſten Nummer den 
erſten aus einer Serie von Artikeln über die Klaſſen⸗ 
ſteuer. Da derſelbe lehrreiches Material enthält, 
laſſen wir ſeinen Wortlaut folgen: 


Die Staatsregierung wendet den Mißſtänden, 
welche mit der Klaſſenſteuer felt ihrer Einführung 
im Jahre 1820 und nach ihrer Reform im Jahre 
1873 ſich immer drückender verbunden haben, eine 
unabläſſige Aufmerkſamkeit zu und iſt mit der Er⸗ 
wägung ernſtlich beſchäftigt, ob die Aufhebung der 
Klaſſenſteuer, mindeſtens theilweiſe, vom Staats⸗ 
wohl erheiſcht werde. Seitdem dieſe Frage, na- 
mentlich durch die nachdrücklichen Erklärungen des 
Reichskanzlers und Mintiſterpräſtdenten im Reichstag 
und Landtag, auch der öffentlichen Meinung vor⸗ 
gelegt worden, erheben ſich plötzlich von vielen Sti- 
ten Lobredner der Klaſſenſteuer, die man lange Zeit 
als ein hartes Opfer betrachtet hatte, wie es nur 
ein Staat von ſeinen Angehörigen fordern könne, 
der nach ſo ſchweren Schlägen, wie die Leidensjahre 
von 1807 bis 1813 ſie gebracht, um jeden Preis 
entſchloſſen iſt, feine Finanzen vollkommen und ohne 
Verzug wieder zu ordnen. 

Mit einer Sicherheit, die einen Kundigen in 
Verwirrung bringen könnte, wird die Klaſſenſteuer 
plötzlich für eine altpreußtſche Einrichtung ausge⸗ 

geben, für den zum organiſchen Gleichgewicht un⸗ 
entbehrlichen Theil eines Steuerſyſtems, in welchem 
Zölle, indirekte und direkte Steuern auf das Beſte 
gegen einander abgewogen geweſen. 

Wer die Geſchichte der preußischen Steuerver⸗ 
faſſung auch nur oberflächlich kennt, weiß nun frei⸗ 
lich, daß von dem Zeitpunkte, in welchem der 
eigentliche preußiſche Staat und überhaupt bie mo⸗ 
derne Epoche des Staatslebens beginnt, ſeit der 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts nämlich, eine 
immer weiter getriebene Entwickelung des indirekten 
Steuerſyſtems ſtattgefunden hat, und daß man der 
Aue bildung dieſes Syſtems in den maßgebenden 
Krelſen der preußiſchen Staatsverwaltung noch in 
den erſten zwei Jahrzehnten unſeres Jahrhunderts 
einſtimmig die Größe des alten Preußens zuſchrieb. 
Hatte doch die mittelalterliche Heeresverfaſſung auf 
den Leiſtungen des Grundbeſitzes beruht; war es 
doch nach dem Verfall dieſer Verfaſſung die Aus 
bildung der indirekten Steuern geweſen, welche dem 
verhälinißmäßig kleinen preußiſchen Staat die Er- 
haltung von Heeren geſtattete, mit denen er die 
Stellung einer Großmacht erringen konnte. 

Nun war freilich die Entwickelung des indi⸗ 
rekten Steuerſyſtems unter den wirthſchaftlichen und 
adminiſtrativen Bedingungen, wie fie in Pieußen 
bis zu dem Anfang dieſes Jahrhunderts beſtanden, 
eine ſchädliche geworden. Es ſeien nur die beiden 
Umſtände erwähnt, daß man der Natur der dama⸗ 
ligen Steuern nach dieſelben an den Thoren der 
Städte erhob und damit dem inneren Verkehr eine 
immer hemmendere Beläſtigung auflegte; daß man 
den Gewerbebetrieb auf dem Lande bis auf wenige 
Ausnahmen, wie das Mühlengewerbe, unterſagen 
mußte, um den Ausgang der Artikel ebenſo an den 
Stadtthoren kontrolliren zu können, wie den Ein⸗ 
gang der Produkte des Landes. Außerdem war 
man bei dem immer noch zu geringen Extrag dieſer 
Steuern, der wieder eine Folge der zu wenig ent⸗ 
wickelten Produktlon war, in die Unmöglichkeit ver⸗ 
ſetzt, ſich auf einige Hauptartikel zu beſchränken, und 
war in Folge deſſen dahin getrieben worden, jeden 
großen oder kleinen Artikel von feiner Entſtehung 
bis zu ſeinem Verſchwinden in der Konſumtlon 
durch alle Stadien der Verarbeitung und des Ver⸗ 
kehrs verfolgen und biſteuern zu wollen. Daß die- 
jes Syſtem reformut werden müſſe, wurde von den 
preußiſchen Staatsmännern bereits in den erſten 
Jahren dieſes Jahrhunderts mit voller Deutlichkeit 
erkannt, und man war mit der Reform beſchäftigt, 
als die Kataſtrophe von 1806 den Staat ereilte. 
Bei den die natürlichen Kräfte des Staats ganz 
unverhältnißmäßig überſteigenden Opfern, welche der 
Sieger auferlegte, konnte es ſich einige Jahre lang 
faſt nur um temporäre Ausfunftsmittel handeln. 
Im Jahre 1812 griff man auch zu einer allge⸗ 
meinen Einkommenſteuer, die aber nur zwei Jahre 
beſtand und Erfahrungen lieferte, welche den leiten⸗ 
den Staatsmännern eine unüberwindliche Abnelgung 

gegen dieſe Steuer einflößten, die bei der Reorga⸗ 
niſation des Steuerſy 


Verhältniſſen, aber auch da nur innerhalb gewiſſer 
Grenzen überwunden wurde. : 

Die Arbeit der Reorganifation des preußlſchen 
Steuerſyſtems, nachdem es in der Form, in welcher 
es bis 1806 beſtanden, unhaltbar geworden, zieht 
ſich durch die Jahre von 1808 bis 1820. An 
einen abſchließenden Plan konnte man erſt denken, 
nachdem der Friede und die neue äußere Geſtaltung 
des Staates geſichert waren. Die peinliche Ge- 
wiſſenhaftigkeit und umfaſſende Gründlichkeit, beide 
von ſtaatsmänniſchem Geiſt erfüllt, mit denen nun 
mehr die verſchiedenen Entwürfe ausgedacht und 
gegen einander abgewogen wurden, wird ſtets ein 
Ruhm des preußiſchen Staats und eine Quelle der 
Belehrung von unvergänglichem Werth für die 
nachfolgenden Generationen bleiben. Aus dieſer, 
unter einem fortwährenden lebhaften und tlefen 
Meinungskampfe ſich vollziehenden Arbeit iſt aller⸗ 
dings die Klaſſenſteuer als ein Beſtandtheil Des 
endlich adoptirten Steuerſyſtems hervorgegangen. 

Aber mit Unrecht wird behauptet, daß fie einen 
organiſchen Theil des Syſtems gebildet habe; denn 
ihre Aufnahme geſchah in Folge eines Kompro⸗ 
miſſes unter allſeitiger Anerkennung, daß man einer 
harten Nothwendigkeit nachgebe, und unter dem 
dringlichen Anſpruch der Gegner, welche die Ein⸗ 
führung bekämpft hatten, daß man, ſobald die 
Möglichkeit ſich darbiete, für dieſe Steuer einen 
beſſeren Erſatz ſuchen müſſe. Zu dieſen Gegnern 
gehörte im Staatsrath vom Jahre 1820 der da⸗ 
malige Prinz Wilhelm, unſer jetziger Kaiſer. 

So viel hätte es alſo auf ſich mit der Be 
hauplung, daß die Klaſſenſteuer eine altpreußiſche 
Einrichtung ſei. Wenn dies wahr ſein ſoll, fo 
muß man das altpreußiſche Staatsweſen vom Jahre 
1820 datiren. Aber nicht minder falſch wäre die 
Behauptung, daß die Klaſſenſteuer den organiſchen 
Theil eines einheitlichen Planes gebildet habe, wel. 
cher der großen Reformarbeit zu Grunde gelegen, 
die die Baſen des neuen preußiſchen Staates ge⸗ 
ſchaffen. 

Vor allen Dingen muß nun weiter die That. 
ſache belont werden, daß die heutige Klaſſenſteuer 
nicht mehr die Steuer von 1820 iſt, ſondern etwas, 
worin die damaligen Staate männer ihren Gedan⸗ 
fen keineswegs erkennen würden. Die Klaſſenſteuer 
von 1820 umfaßte alle Staatsbürger, die in fünf 
Stufen getheilt waren, bei deren Abmeſſung man 
aber mit klarer Abſicht und bewußtem Ernſt den 
Maßſtab des Einkommens vermieden hatte. Im 
Jahre 1851 wurde elne nach dem Maß- 
ſtab des Einkommens klaſſifizirte Steuer auf die 
Staatsangehörigkeit gelegt, deren Jahreselnkommen 
über 1000 Thaler betrug. Der Klaſſenſteuer blie 
ben die Staatsangehörigen mit einem Jahres ein 
kommen bis 1000 Thaler unterworfen Die Klas 
ſenſteuer wurde von nun an in drei Stufen, welche 
im Unterſchied von der Einkommenſteuer auch jetzt 
nicht nach dem Einkommen gegliedert waren, erho⸗ 
ben. Erſt ſeit der gleichzeitigen Reform der klaſſi⸗ 
fyicten Einkommenſteuer und der Klaſſenſteuer im 
Jahre 1873 iſt vas Einkommen der allgemeine 
Maßſtab der Einſchätzung der perſönlichen direkten 
Perſonalſteuer geworden. 

Ein weiterer ſehr eingreifender Unterſchied der 
heutigen Klaſſenſteuer von der von 1820 iſt, daß 
man von der früheren Klaſſenſteuer überzeugt war, 
fte in den größeren Städten nicht einführen zu kön⸗ 
nen. Man gründete dieſe Unthunlichkeit auf ſehr 
mannigfaltige Erwägungen, von denen die folgende 
in einem Gutachten der unterm 12. Februar 1820 
angeordneten Staatsrathekommiſſton enthalten if: 
„Vornehmlich aber ſteht jeder allgemeinen Berfonen- 
ſteuer entgegen, daß ihre Hebung in den großen 
Städten faſt unmöglich wird, worin fo viele Men- 
ſchen von dem Erwerbe des Augenblicks leben und 
es unaufhörlich auf Auepfändung ankommen laſſen 
würden, wenn ſie direkte Steuern tragen ſollten.“ 
Daher führte man als Ergänzung neben der Klaſ⸗ 
ſenſteuer in den größeren Städten die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer ein. Mit der Reform der Klaſſen⸗ 
ſteuer im Jahre 1873 ift nicht nur der Maßſtab 
der früheren Abſtufung verlaſſen, ſondern auch die 
Mahl- und Schlachtſteuer als Slaats auflage allge⸗ 
mein be ſeitigt worden, den Städten iſt nur noch 
falultatin das Recht verblieben, die Schlachtſteuer als 
Kommunglabgabe einzuführen. 

Den dritten Unterfehied der jetzigen Klaſſen⸗ 
ſteuer bilden die Kommunalzuſchläge, welche in im⸗ 


flema maßgebend blieb und exit | mer wachſender Höhe auf eine Steuer gelegt wer⸗ 
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mum der Leiſtungsfähigkeit des Beſteuerten bean⸗ 
ſprucht. 

So hat man heute ſtatt der Klaſſenſteuer von 
1820 oder 1851 eine Steuer, welche den Maßſtab 
des Einkommens bei einer Schicht der Bevölkerung 
anlegen und ermitteln ſoll, wo auch die Urheber 
des Geſetzes von 1851 dieſen Maßſtab für unzu⸗ 
läſſig hielten, deſſen Unanwendbarkeit ſeitdem aber 
durch die große Veränderung aller Erwerbs verhält⸗ 
niſſe noch in ungeahntem Maße gewachſen iſt. So 
hat man ſtatt der Klaſſenſteuer von 1820 oder 
1851 eine Steuer, welche auf die größten Städte 
ausgedehnt iſt, wo die Urheber der älteren Geſetze 
ihre Anwendung nur mit Nachtheilen für durchführ⸗ 
bar erklärten. So haben wir ftatt der Klaſſenſteuer 
von 1820 oder 1851 eine Steuer, welche neben 
den ſonſt hinzugekommenen Uebelſtänden durch die 
unvermeidlich gewordenen Kommunalzuſchläge auf 
gewiſſen Stufen den Charakter einer drückenden 
Auflage erhalten hat. 

Das ijt alfo die angeblich altpreußiſche Ein- 
richtung! 

Eine Eineſchtung, welche der Epoche des Stan- 
tes, die man ſo bezeichnen kann, überhaupt nicht 
angehört; welche durch die Reformepoche, in der 
die Grundlagen des neuen Preußens geſchaffen wur⸗ 
den, in einer weit minder läſtigen Form als der 
heutigen und unter ſchwer überwundenen Bedenken 
angenommen wurde, die fi heute tauſendfach ſtei⸗ 
gern müſſen. 

— Aus mllitäriſchen Kreiſen wird der „Köln. 
Zeitung“ geſchrieben: „In letzter Zeit iſt wieder 
vielfach die Frage wegen Heranziehung der Offiziere 
zu den Gemeidelaſten erörtert worden. Speziell hat 
Herr Richter gelegentlich der Debatten über das Ta⸗ 
bakmonopol im Reichstage dieſe Forderung als eine 
unerläßliche hingeſtellt und damit wieder den Be⸗ 
weis gellefeit, daß er die Gerechtigkeit cer Beurthei⸗ 
lung, die er für ſich fordert, andern nicht zu ge⸗ 
währen geneigt iſt. Thatſächlich iſt der Offizier mit 
Steuern belaſtet, wie kein anderer Stand. Es fei 
hier von der Heranziehung zu den Staatsſteuern 
geſchwiegen, dieſe Ungerechtigkeit theilt er mit allen 
Beamten, deren Einkommen auf Heller und Pfen⸗ 
ni bekannt, während das bei keinem andern Steuer⸗ 
zahler der Fall. Außzrdem aber, und dies laſtet 
allein auf dem Offizterſtande, iſt der Offizier gehal⸗ 
ten, zu einer Menge Inſtitutonen innerhalb ſeines 
Korps, bezw. einer Garniſon beizufteuern, dem er 
ſich ebenſo wenig entziehen kann, wie ſelner Be⸗ 
ſteuerung durch den Fiskus. Es find dies die Bei⸗ 
träge zur Muſik, zu verſchledenen Kaſſen u. f. w., 
die aufzuzählen hier nicht weiter nothwendig if. 
Die Höhe dieſer Steuern ſchwankt je nach der Höhe 
des Gehalts zwiſchen 70 und 320 ME. und be- 
trägt 150 - 160 pCt. der Staateſteuern. Hierbei 
iſt noch gar nicht in Anſchlag gebracht, daß der 
größte Theil der berittenen Offiziere ſich ihre Pferde 
aus eigenen Mitteln beſchaffen und mit ihrem Geld 
bentel für alle Wechſel des Schickſals, denen Pferde 
naturgemäß unterliegen, einſtehen müſſen; in An⸗ 
rechnung find ſerner nicht gebracht die Koſten, 
welche die Unterhaltung eines Pferdes außer der 
Fourage mit ſich bringt.“ 


— In Rußland dreht ſich fortwährend das 
ganze Staatsleben um die Handhabung der Sicher- 
heitspoltzei gegen die Nihiliſten, gegen die agrari⸗ 
ſchen Ruheſtörer und gegen die Judenverſolger. 
Die Maßregeln, mit welchen der neue Miniſter des 
Innern ſich einführt, beziehen ſich wie jelöftverftänd- 
lich auf das Poltzeiweſen. Bei Ernennung des 
Grafen Tolftoj war in Ausſcht genommen, daß 
dle Oendarme:ie von dem Miniſterium des Innern 
abgetrennt und ein unabhängiges Polizei⸗Miniſte⸗ 
rium gebildet werde, welchem die Polizei, das Gen⸗ 
darmerielorps, Poſten und Telegraphen unterorbnet 
ſein ſollten. Trepow und Tſcherewin nannte man 
als Kandidaten für den neuen Miniſterpoſten, er⸗ 
fuhr aber bald, daß die beiden Herren abgelehnt 
hatten mit dem Zuſatz, daß es General Trepow 
gelungen ſei, den Kaiſer von der Noth wendigkeit 
zu überzeugen, daß die Gendarmerie mit dem Mi- 
niflertum des Innern vereinigt bleibe. Da tauchte 
das Gerücht auf, Graf Tolſtof habe ſich entſchloſſen, 
die Leitung der Polizei beizubehalten und folglich 
werde kein beſonderes Polizei⸗Miniſterium gebildet 
werden. Der „Regierungsanzeiger“ hat nunmehr 
die Ernennung des Generalmajors Orſchewski, bis 
jetzt Gendarmeriekommandant in Polen, zum Abla- 
tus des Grafen Tolſtof gemeldet; damit ſchelnt die 
Frage mindeſtens vorläufig gelöſt. 
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Was die Mittheilungen über die Aufhebung 
neuer nihiliſtiſcher Komplotte betrifft, welche 
einiger Zeit drängen, ſo werden dieſelben von 
tikern als reine Märchen behandelt; die ru 
Zeitungen find gezwungen, darüber zu 
gen. Heute veröffentlicht „C. T. C.“ f 
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Petersburg, 29. Juni. Der „Reg 
rungsanzeiger“ theilt mit, daß nach der Verha 
der im Februar d. J. in elner außerordentlich 
Senatsſeſſion abgeurtheilten Staatsvenbrech 
fortgeſetzten Nachforſchungen, unabhängig v 
in Kiew und Osdeſſa erfolgten Verhaftungen, 
zur Verhaftung einiger aus den früheren Pro 
bekannter wichtiger Staats verbrecher geführt 
Sodann ergab die angeordnete Ueberwachung 
ger der Zugehörigkeit zu dem Geheimbunde y 


Die in Folge deſſen mit der 
kauer Geheimpolizit angeknüpften Beziehungen 
ten auch dort zur Verhaftung einiger Pr 
Während deſſen verſchwanden aus Most 
Perſonen, welche falſche Päſſe führten, unter 
rücklaſſung von Druckerei-Utenſilien in ihrer 
nung, in welcher offenbar revolutionäre E 
gedruckt worden waren. 


Die Wahrheit feſtzuſtellen, iſt keine leichte 
gabe; mit Recht ſpricht man von einem u 
ſchen Rußland. Wie das Land auf der 
Seite durch Verſchwörungen aller Art unte 
iſt, fo gräbt auch die Polizet ihre Mineng 
eifrig und wenn zwei Minengänge zuſammen d 
ſo weiß man nicht ſofort, wer Freund oder 
iſt. Dazu rechne man, daß die Staatsatti t 
Rußland in Geſtalt von Hofintriguen ſich Sip er 
len, zu denen man bald das Verſchwind 1 
Verſchwörungen, bald das gefahrbringende 
chen derſelben bedarf. Daß die Nihiliſten n 
hen, darf man als erwieſen betrachten. Die 
richte über die einzelnen Vorgänge find jedesn 
Vorſicht aufzunehmen. Die Gegner des 6 
Ignatiew haben die Behauptung aufgeftell 
ſelbe ſei mit den Nihiliſten im Einverſtänd 
weſen und habe er mit denſelben ſeine Politit 
zertirt; der Mord in Odeſſa wurde bekan 
auch auf die nationale Bewegung der $ 
und ihre Erregung gegen einen ihrer Peintger 
geführt. Daß Graf Ignatjew mit der 
Emigration, namentlich mit der in Gen 
hatte und die dortige Flüchtlingspreſſt e 
und jubventionirie, iſt mehrfach öffentlich behauptet 
worden, ohne nachhalligen Widerspruch zu find 
Skobelew hat auf ſeiner famoſen Parife 
in Genf Station gemacht, was bei dem 
hange dieſer Fahrt mit der Politik Igna 
derum auf dieſen zurückführt. Einen Beleg 
Verworrenheit, welche in den ruſſiſchen Pi 
ſtänden herrſcht, giebt das folgende Tel 

Krakau, 29. Jani. Aus Warſchau 
der hieſtgen „Reform“ die folgende Mitthellung 
Generalgouverneur Albedinski hat neuf din 
Poſtbehörden beauftragt, die an beſtimmte 
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zewskt, welcher bie Leitung der Poltelabth 
Miniſterium des Innern in Peters burg 


richtig ſteht, ob ſie den General Orzews 
Augen ſeiner Gönner tompromittirt, da 
das weitere Schickſal des neuen Adlat 

Kunde geben. Indeſſen glaubt die „N. $ 
wiederum folgende Verſchwörergeſchichte 
können: g 30% 
Petersburg, 26. Suni. Im 
Palais wurde nach der Ueberſiedlung 
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